Drei Impulse für Deutschland

Ein Zukunftskonzept zur zügigen Belebung der Binnenkonjunktur und zur Stabilisierung des Mittelstandes in Deutschland

ZGV

Der Zentralverband Gewerblicher Verbundgruppen (ZGV) vertritt als Spitzenverband der Deutschen Wirtschaft in Berlin und Brüssel die Interessen von 300 Verbundgruppen des Handels und des Handwerks in mehr als 35 Branchen, denen rund 180.000 mittelständische Unternehmen mit rund 2,4 Mio. regulären Arbeitsverhältnissen und 440.000 Ausbildungsplätzen angeschlossen sind. Er zählt damit zu den größten Mittelstandsverbänden in Deutschland. Dies verpflichtet ihn in besonderer Weise, einen Beitrag zur Sicherung der kurz-, mittel- und langfristigen Zukunft der tragenden Säule der deutschen Wirtschaft, nämlich den mittelständischen Unternehmen,  zu leisten. 

Hintergrund zu den Vorschlägen

Da bei den Lesern dieses Dokuments als gemeinhin bekannt vorausgesetzt, wird an dieser Stelle auf eine Analyse der aktuellen Lage des Mittelstandes verzichtet. Die bisherigen Publikationen, die der ZGV herausgegeben hat oder an denen er beteiligt war, wie z.B. dem Jahresmittelstandsbericht der Arbeitsgemeinschaft Mittelstand (Mai 2005), haben die Lage hinlänglich gewürdigt und waren eher auf eine gesamtheitliche Betrachtung aller relevanten Politikfelder und genereller Handlungsvorschläge ausgerichtet. Beispielsweise wurde dort gegen eine überbordende Bürokratie, zu hohe Steuer- und Abgabenlasten, eine zu komplexe Arbeitsverfassung und eine unzureichende Bildungspolitik  zu Felde gezogen.  Zu den dort entwickelten Standpunkten bekennt sich der ZGV auch weiterhin. 

Mit den hier vorgestellten Impulsen tritt der ZGV also nicht dahinter zurück. Bei den in der Regel im Konsens mit verschiedenen anderen Interessengruppen erarbeiteten Forderungen und Vorschlägen handelt es sich jedoch um Ansätze für meist erst eher mittel- bis langfristig wirksame Reformen. 

In den folgenden Ausführungen sollen deshalb im Besonderen solche Maßnahmen dargestellt werden, die schon kurzfristig wirksam werden können und daneben nachhaltig die Konjunktur beleben und das notwendige Wachstum der Binnenwirtschaft befördern. 

I.  Investition in die eigengenutzte Immobilie zur Altersversorgung

Die Wohneigentumsförderung in Deutschland ist im Zuge der Bemühungen der Politik um Subventionsabbau in die Diskussion geraten. Mit Verweis auf die demographische Entwicklung wurden hierbei Zweifel am generellen künftigen Bedarf weiteren Wohnraums laut und auf dieser Grundlage wurde die Eigenheimzulage zur Disposition gestellt.  Zwar hat der Vermittlungsausschuß die gänzliche Streichung der Wohnungsbauprämie und die Überführung der Eigenheimzulage in eine Städtebauförderung verhindert. Die beschlossenen Subventionskürzungen im Baubereich zeigen jedoch, dass die auf wohnversorgerischen Motiven gestützte Rechtfertigung der Wohneigentumsförderung vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung längerfristig nicht aufrecht zu erhalten ist. 

Dennoch ist die Absicht, Wohneigentum als ein Element aus der Reformdebatte auszuklammern, zu kurz gegriffen.  Gerade angesichts der mit der alternden Gesellschaft sich rapide verschlechternden Aussichten auf ein gesichertes Rentenniveau gewinnt die private Eigenvorsorge erheblich an Stellenwert. Im Vorteil ist, wer durch eine  eigengenutzte Immobilie seine Aufwendungen gerade im Alter durch mietfreies Wohnen reduzieren kann. Derzeit trifft dies nur für rund 40 Prozent der Bevölkerung zu, für die übrigen 60 Prozent bleibt die monatliche Miete eine laufende Belastung bis ans Lebensende. 

Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, Ausgaben zum Bau, Erhalt, Ausbau, Umbau oder Erwerb einer eigengenutzten Immobilie mit Fördergrundsätzen zu versehen, die vergleichbar sind mit anderen steuerlich anerkannten Altersversorgungsprodukten (Lebensversicherungen, Sparzulagen, Riester-Rente etc.). Derartige Investitionen in die Vorsorge könnten steuerlich als Sonderausgaben abgezogen werden. Zur Gleichstellung mit anderen Anlagealternativen käme eine nachgelagerte Besteuerung (auf in der Regel niedrigerer Progressionsstufe) in Betracht.  

Für den Mittelstand ergäben sich gleich mehrere Effekte:

1. Privates Bauen würde erheblich angeschoben. Die Auftragslage der mittelständisch geprägten notleidenden Baubranche (Bauhandel, Bauhandwerk, Bauindustrie) würde sich kurzfristig immens verbessern.  Die (vorläufigen) steuerlichen Mindereinnahmen des Staates bei den Bauherrn würden durch die Mehreinnahmen bei den Dienstleistern, die die Aufträge erhalten und durchführen, weitreichend kompensiert. 

2. Schwarzarbeit würde massiv zurückgedrängt. Bekanntlich bereitet die  Schattenwirtschaft gerade in der Baubranche erhebliche Probleme. Wenn legale Arbeit nun wieder stärker nachgefragt (weil Aufwand für den Auftraggeber steuerlich absetztbar ist), nimmt Entfaltungsraum für Schwarzarbeit ab. Folge: Es entstehen mehr reguläre Beschäftigungsverhältnisse in der Baubranche. Dies dürfte spürbare positive Effekte bei der Arbeitslosenstatistik haben und erheblich die öffentlichen Kassen entlasten.

3. Da der Bausektor eine maßgebliche impulsgebende Wirkung für viele andere Branchen, die in Deutschland weitreichend mittelständisch geprägt sind, entfaltet, profitieren von einem Bauboom auch diese. Beispielsweise besteht ein enger Zusammenhang zwischen der Baukonjunktur und der Wirtschaftsentwicklung in den Bereichen Möbel-, Küchen-, Heimtextil-,  oder Gartenfachhandel.  

4. Mit einer sich verbessernden Binnenkonjunktur weichen Zukunftsängste und es wächst die Zuversicht der Bevölkerung. Das dürfte zur Verminderung des „Angst-Sparens“ und somit zu einem verstärkten Konsumverhalten führen. Dies kommt allen mittelständischen Unternehmen aller Branchen zugute, die im Inland ihre Waren und Dienstleistungen anbieten. 

II. Übernahme der Verwaltung von Arbeitsverhältnissen durch die Bundesagentur für Arbeit 

Seit Jahrzehnten ist es Pflicht für Unternehmer in Deutschland, Sozialabgaben und Steuern nicht nur für ihr Unternehmen, sondern auch für jeden einzelnen Mitarbeiter abzuführen. Für diese Tätigkeit, die sich gerade für mittelständische Unternehmen als immer komplexer und zeitaufwendiger darstellt, erhält der Unternehmer keinerlei Aufwandsentschädigung. Im Gegenteil, sollten sich bei der Abführung der Steuern und Sozialabgaben Fehler oder Verzögerungen einschleichen, droht persönliche Haftung oder gar weiterreichendes Strafgesetz. Der Staat, der ähnliche Dienste beispielsweise für die Kirchen in Form des Eintreibens der Kirchensteuer leistet, lässt sich den Verwaltungsaufwand dagegen durch eine Kostenpauschale entlohnen. Die Unternehmen hingegen leisten derartige Dienste für den Staat unentgeltlich. 

Die schwierige Wirtschaftslage zwingt gerade mittelständische Unternehmer aber zu einer Überprüfung der Verwaltungsstrukturen. Auch unbezahlte Dienste für den Staat gehören auf den Prüfstand. Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, Unternehmen von staatlichen Diensten weitestgehend zu entlasten.  Konkret sollte hierzu  die Verwaltung der Arbeitsplätze an die mit gewaltigem Budget und großen Mitarbeiterzahlen (fast 90.000) ausgestattete Bundesagentur für Arbeit transferiert werden. Die Vermittlungsleistung dieser Institution wurde in den zurückliegenden Jahren zunehmend kritisiert, eine Effizienzverbesserung läßt sich trotz erheblicher struktureller Veränderungen und neuer Marketingkonzepte nicht erkennen. Im Gegenteil: Nach dem Hartzkonzept vom 16. August 2002 sollten jährlich 350.000 neue Jobs vermittelt werden. Insgesamt sind seither bis Juli 2005 aber nur rund 34.000 erfolgreiche Vermittlungen vorzuweisen. Zeitgleich stieg die Arbeitslosenzahl von 4 auf 4,8 Millionen und es sank die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse von 27,6 auf 26,2 Millionen. Gerade die Zahl der Langzeitarbeitslosen stieg dramatisch von 1,3 auf 1,8 Millionen an, während die Zahl der offenen Stellen kontinuierlich von 0,46 auf 0,32 Millionen sank. 

Für das vorgeschlagene Konzept spricht, dass es einer staatlichen Institution ohnehin näher liegen dürfte, bestehende Arbeitsplätze zu verwalten, als neue zu schaffen bzw, zu vermitteln. Deshalb ist ein solcher Aufgabentransfer erfolgversprechend und dringend anzuraten. Die Vermittlung von Arbeitsplätzen ließe sich im Gegenzug leicht weiter privatisieren. 

Ein Transfer der Arbeitsplatzverwaltung auf den Staat, bei dem der jeweilige Arbeitgeber lediglich noch Anschrift des Mitarbeiters, Bruttobezüge und Arbeitszeiten an die BA zu übermitteln hätte, würde schlagartig das Mitarbeitermanagement gerade für mittelständische Handwerks-,  Handels- und Dienstleistungsunternehmen vereinfachen. Dies schafft nicht nur Kostenentlastung und neue unternehmerische Freiräume, sondern dürfte darüber hinaus gerade kleine Unternehmen dazu motivieren, neue Mitarbeiter einzustellen. Von einer solchen mutigen Maßnahme ginge damit voraussichtlich ein weit größerer Beschäftigungseffekt aus, als von jeder noch so weitgreifenden Bemühung, durch gezieltere Vermittlung und teuren Marketingkampagnen mehr Arbeitsverhältnisse zu schaffen. 

III.  Chancengleichheit für kooperierenden Handel 

Während die filialisierenden Großunternehmen sich nahezu ungebremsten Wachstums erfreuen können, ist der seit Jahrzehnten anhaltende Strukturwandel zu Lasten des mittelständischen Handels ungebrochen. Hauptmotor dieser Entwicklung ist neben den Kostenbelastungen des Fachhandels das preisaggressive Auftreten der Großunternehmen. Kleine und mittlere Unternehmen auch und gerade wenn sie in Verbundgruppen kooperieren, sind im Einsatz des wichtigsten Marketinginstruments „preisbezogener Werbeaussagen“ durch kartellrechtliche Hindernisse eingeschränkt. Nach Verlagerung der einst nationalen Zuständigkeit für das Kartellrecht auf die EU ist Unsicherheit entstanden. Bisherige Gestaltungsmöglichkeiten der vertikalen Vertragsbindungen oder der Mittelstandsempfehlung greifen nicht mehr. Gerade die Bewerbung einzelner Artikel zu einem festen Preis wirft Fragen auf. Da es bisher keine verbindliche Aussage der europäischen oder nationalen Wettbewerbshüter darüber gibt, ob eine Preisbindung der selbstständigen Unternehmen im Rahmen kooperativer, gemeinsamer Werbeaktionen in Verbundgruppen unter das Kartellverbot fällt oder nicht, verbleibt ein erhebliches Risiko. 

Rechtsklarheit und Rechtssicherheit in dieser Frage für den kooperierenden Handel fordert der ZGV bereits seit Ende der 90er Jahre ein. Regelmäßig wurde hierbei auf die auf die Notwendigkeit des erweiterten kartellrechtlichen Freiraums für die gemeinsame Vermarktung hingewiesen, um gemeinsame Werbung mit verbindlichem Preisangebot durchführen zu können. 

Einige Verbundgruppen, die für Einzelhändler ein einheitliches Erscheinungsbild kreieren, die unter einem einheitlichen bundesweit umworbenen Namen auftreten, werden bereits jetzt vom Verbraucher quasi wie Filialunternehmen eingeschätzt. Um aber ähnliche Markterfolge wie Großunternehmen zu generieren, dürfen sie im Wettbewerb nicht länger benachteiligt werden. Mit unverbindlichen und vagen Preisofferten ist der Verbraucher in einer vom Internet und von immer ausgefeilteren Marketinginstrumenten großer Handelsunternehmen geprägten Zeit nicht mehr zu begeistern. Das mühsam aufgebaute Image einer Gruppe zerfällt, wenn man in einer Handelslandschaft, die den Preis in den Vordergrund stellt, in einer Werbeaktion zwar den richtigen Artikel und das richtige Verkaufsambiente darstellt, bei der Frage „was kostet der Artikel?“ aber jegliche Verbindlichkeit vermissen läßt. 

So stellen bereits die IBB und das Institut für Handel und internationales Marketing der Universität Saarbrücken in der Studie „Die Zukunft der Kooperationen“ als Resümee fest: „Die sich abzeichnende zunehmende Bedeutung des Preises als Marketinginstrument macht es unabdingbar, dass auch Verbundgruppen ihre preisliche Attraktivität bzw. die ihrer Anschlusshäuser herausstellen müssen. Dies führt zur Forderung einer Preisbindung für Verbundgruppen. Einheitliche Verkaufspreise sollten in allen werblichen Aktivitäten ohne jede Einschränkung möglich und intern durchsetzbar sein.“ (Die Zukunft der Kooperationen, S. 284). 

Das europäische und deutsche Kartellrecht bieten grundsätzlich das Instrumentarium zur Freistellung derartiger Preisbindungen in Kooperationen. Politik und Kartellbehörden schweigen aber bisher zu diesem Thema. Es ist daher unverzichtbar, dass sich die Bundesregierung klar zu diesem Petitum bekennt und so den europäischen und nationalen Kartellbehörden ein Signal gibt. Zugleich ist die Bundesregierung aufgefordert, ihr Gewicht bei der Gestaltung europäischen Kartellrechts einzubringen. Nur über faire Bedingungen im Wettbewerb kann der in Verbundgruppen organisierte Mittelstand den notwendigen Beitrag zum Wirtschaftswachstum leisten.
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